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„Ich hoffe, dass die Sozialdemokraten jetzt

zur Ruhe kommen, damit letztlich eine stabile

Regierung gebildet werden kann.“

Unionsfraktionschef Volker Kauder (CDU) über den Verzicht
vonMartin Schulz auf das Amt des Außenministers

„Der Schritt war unausweichlich.“

SPD-Vize Ralf Stegner über den Verzicht vonMartin Schulz auf
das Amt des Außenministers

MehrMinderheitenschutz
RESOLUTION: Höherer Stellenwert fürMinderheitenfragen auf der EU-Agenda – Auch Südtirol Thema

STRASSBURG. AmMittwoch hat
das EU-Parlament eine Ent-
schließung zum Schutz und zur
Nichtdiskriminierung von Min-
derheiten in denMitgliedstaaten
der EU angenommen. Die Parla-
mentarier bedauert darin, dass
Menschen, dieMinderheiten an-
gehören, bei der Wahrung ihrer
Grundrechte nach wie vor auf
Hindernisse stoßen und Opfer
von Hassreden und hassmoti-
vierten Straftaten bleiben.
Die Europäische Union sollte

sich den Minderheiten – insbe-
sondere den autochthonen, nati-
onalen und sprachlichen Min-
derheiten verstärkt widmen. Da-
für sei es erforderlich, EU-
Rechtsmaßnahmen zu erlassen.
Gegenwärtig fehle es noch an
wirksamen Instrumenten. So
sollte die EU für eine „Überwa-
chung der Situation von autoch-
thonen und sprachlichen Min-
derheiten“ sorgen.
Das Parlament nimmt in der

Resolution auch die EU-Mit-
gliedstaaten in die Pflicht und
verurteilt jegliche diskriminie-
rende Behandlung von Angehö-

rigen von Minderheiten durch
Staatsbedienstete.
Die Staaten sollten auch die

Sprachrechte von Minderheiten
achten. In diesem Zusammen-
hang wird die EU-Kommission
aufgefordert „die Vermittlung
und Verwendung von Regional-
und Minderheitensprachen in-
tensiver voranzutreiben, da dies
eine Möglichkeit ist, in der EU
gegenDiskriminierung aufgrund
der Sprache vorzugehen“.
Schließlich widmet sich die Ent-
schließung auch der Rechte von

Lesben, Schwulen, Bisexuellen,
Transgendern und Intersexuel-
len, wobei insbesondere das
Recht unterstrichen wird, sich
frei in der EU zu bewegen.
Die Entschließung fußt auf ei-

nem Bericht der Parlamentarie-
rin Cecilia Wikström. Wikström
ist eine Abgeordnete aus
Schweden, die dem Petitions-
ausschuss des EU-Parlaments
vorsitzt. Sie ist studierte Theolo-
gin und war u. a. Universitäts-
und Gefängnispfarrerin. Im EU-
Parlament gehört sie zur libera-

len ALDE- Fraktion.
Das EU-Parlament ist be-

kannt, über die letzten Jahrzehn-
te immer wieder Impulse im
Minderheitenschutz gesetzt zu
haben. So wurde etwa bereits
2003 auf Initiative des damaligen
EU-ParlamentariersMichl Ebner
(SVP) eine Entschließung mit
Empfehlungen zu den regiona-
len und weniger verbreiteten eu-
ropäischen Sprachen in der EU
angenommen. Das Parlament fi-
nanziert auch immerwieder Stu-
dien zu dem Thema.
Im Mai 2017 wurde etwa eine

Studie zuMinderheitensprachen
und Erziehungssystemen veröf-
fentlicht. Der Fall Südtirol wurde
dort großteils positiv bewertet.
Gelobt wurde etwa die Verfüg-
barkeit von Schulbüchern aus
anderen deutschsprachigen Ge-
bieten und dass das Deutsche
von Muttersprachlern unterrich-
tet werde. Negativ wurde ange-
führt, dass aufgrund der Not-
wendigkeit zwischen den Spra-
chen zu wählen, die gelebte
Zweisprachigkeit niedrig sei.
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EUROPA-SPLITTER

... Gabriel N. Toggenburg*
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„Dolomiten“: Was bedeutet
diese neue EU-Entschließung
für den Minderheitenschutz?
Gabriel N. Toggenburg: Es ist
ein unverbindlichesDokument.
Es kann allenfalls politische
Stimmung für eine Europäische
Union machen, die sich mehr
für nationale Minderheiten ein-
setzt.

„D“: Warum wird in der Euro-
päischen Union dieser Eiertanz
umMinderheiten aufgeführt?
Toggenburg: Die Europäische
Union hat in diesem Bereich
nur beschränkte Zuständigkei-
ten und die Mitgliedstaaten
wollen, dass diese Kompetenz-
grenzen nicht überschritten
werden. Da muss man schon
mit juristischem Fingerspitzen-
gefühl vorgehen.Man kannhier
beispielsweise die beiden Bür-
gerinitiativen vergleichen, die
zum Thema Minderheiten-
schutz eingebracht wurden.

Jene aus Ungarn forderte, dass
in Zukunft die Europäische
Union darüber entscheiden
soll, welche Bevölkerungsgrup-
pe als Minderheit zu definieren
ist und welche nicht. Diese Ini-
tiative war von vorneherein
chancenlos und scheiterte
dann auch vor dem Europä-
ischen Gerichtshof.

„D“: Und die zweite Initiative?
Toggenburg: Das ist das so ge-
nannte „Minority Safepack“
welches ja auch mit Südtiroler
Beteiligung betrieben wird und
bereits 600.000 Unterschriften
sammeln konnte. Gefordert
wird, dass die EU ihre Kompe-
tenzen voll ausnützt, ohne den
Mitgliedstaaten auf die Füße zu
treten.

„D“: Südtirol spielt bei solchen
Initiativen eine Rolle?
Toggenburg: Denken Sie etwa
an die EURAC, von der das sehr
praktische „Paket für Euro-
pa“stammte. Das war damals
durchaus prophetisch. Einiges
davon ist heute EU Recht. ©

*Honorarprofessor für EU-Recht
und Menschenrechtsschutz an
der Uni Graz.

Schulz erklärte am Freitag nach
massivemDruck aus den eigenen
Reihen, er wolle nicht mehr in ei-
ne neue Bundesregierung eintre-
ten. Zuvor drohte der geplante
Wechsel von Schulz ins Auswärti-
ge Amt zu einer großen Belastung
beim Mitgliederentscheid über
eine Neuauflage des in der SPD
ungeliebten Bündnisses mit der
Union zu werden und das Votum
zu überlagern. Schulz hatte nach
dem Debakel der SPD bei der
Bundestagswahl im September
ausgeschlossen, Minister in ei-
nemKabinett von KanzlerinMer-
kel zu werden. Nach der Koaliti-
onseinigung mit der Union hatte
der 62-Jährige am Mittwoch aber

erklärt, dass er Außenminister
werdenwolle. Daraufhin brodelte
es in der Partei. Seine gebroche-
nen Versprechen bei der Frage ei-
ner Regierungsbeteiligung („Wir
gehen in die Opposition“ und „In
eine Regierung Merkel werde ich
nicht eintreten“) machten ihn
völlig unglaubwürdig – auch in
der breitenÖffentlichkeit. Viele in
der SPD warfen ihm Wortbruch
vor. „Martin Schulz hat einen
massiven Glaubwürdigkeitsver-
lust erlitten“, sagte ein Mitglied
der SPD-Führung. Mit dem Ver-
zicht auf das Außenministerium
reagierte Schulz aber auch auf
den massiven Unmut an der
SPD-Basis: Eine Flut von Wut-
briefen und E-Mails erreichte die
SPD-Zentrale. Schulz' Vorgänger
Sigmar Gabriel hatte die Minis-
ter-Ambition des SPD-Chefs
ebenfalls massiv kritisiert. Gabri-
el hatte 2017 zugunsten von
Schulz auf Parteivorsitz und
Kanzlerkandidatur verzichtet, um
Außenminister zu werden. Seit-
her wird kolportiert, dass Schulz
ihm damals für den Fall einer
neuen GroKo versprochen hat,
das Außenamt behalten zu dür-
fen. Nunwollte Schulz aber selbst

Chaostage bei der SPD
SPD: Partei zwingt ihrenNoch-Chef Schulz zumVerzicht aufs Außenministerium – Entsetzen über Personaldebatte

Außenminister werden. Gabriels
verbitterter Vorwurf an die Partei-
spitze: Wortbruch und respektlo-
ser Umgangmit ihm, dennGabri-
el sollte dem neuen Kabinett gar
nicht mehr angehören.
Jetzt hat sie SPD zwar Schulz

abserviert, aber nun stehen beide
vor einem Scherbenhaufen. Das
Bild, das die Partei in der Öffent-
lichkeit abgibt, ist trotz der erfolg-
reichen Koalitionsverhandlun-
gen noch desaströser als ohne-
hin. In den vergangenen Tagen
rutschte die SPD in Umfragen auf
äußerst bedenkliche 17 Prozent
ab. 1998 holte Gerhard Schröder
noch 40,9 Prozent. Heute rückt
die AfD, die mit 12,6 Prozent den
Einzug in denBundestag schaffte,
langsam, aber bedenklich näher.
In der SPD stellt sich jetzt auch
die Frage, ob dermittlerweile völ-
lig demontierte Noch-Parteichef,
der ja erst im Dezember 2017 auf
einem SPD-Parteitag bestätigt
worden ist, weitermacht. Oder ob
Andrea Nahles, die am Mittwoch
zur Schulz-Nachfolgerin an der
Parteispitze nominiert wurde, so-
fort als kommissarische Vorsit-
zende übernimmt. Nach der Gro-
Ko-Einigung mit der Union hatte

BERLIN (dpa/D). In der SPD
herrscht das blanke Chaos –
wieder einmal. Nach dem
Rückzug vom Parteivorsitz
zwingt die SPD Martin Schulz
auch zum Verzicht auf den
Posten des Außenministers.
Schulz will damit den Weg
freimachen für eine Zustim-
mung der Parteimitglieder für
eine neue große Koalition.

Schulz angekündigt, nach dem
SPD-Mitgliedervotum den Vor-
sitz an Fraktionschefin Andrea
Nahles abzugeben. Kritik an den
Personaldebatten in der SPD
kommt u.a. vom aufstrebenden
Juso-Vorsitzenden Kevin Küh-
nert. „In den kommenden 3 Wo-
chen geht es in der SPD um eine
inhaltliche Auseinandersetzung.
Da muss auch jedes noch so gro-
ße Ego mal einen kleinen Mo-
ment zurückstehen können“, sag-
te der Chef der SPD-Jugend dem
„Spiegel“ in Richtung Gabriel.
Auch den geplanten Wechsel von
Schulz zu Nahles sieht Kühnert
skeptisch. Schulz' Entscheidung
sei zwar „grundsätzlich richtig“,
ihr Zeitpunkt aber falsch. Denn
die Neuaufstellung der Partei
hänge maßgeblich vom Ausgang
des Mitgliedervotums über die
große Koalition ab. Dessen Er-
gebnis wird am 4. März verkün-
det. © Alle Rechte vorbehalten

WerkönnteAußenministerwerden?
BERLIN (dpa). Nach dem Ver-
zicht vonMartin Schulz auf das
Außenministerium ist offen,
wer im Fall einer neuen großen
Koalition Außenminister wür-
de. Einige Namen werden aber
gehandelt:
SigmarGabriel (58):Der Amts-
inhaber genießt in der Bevölke-
rung hohes Ansehen und
macht seinen Job nach Ansicht
vieler gut. In der SPD gilt der
Ex-Parteichef aber als wenig
beliebt, auch nicht bei der de-
signierten Parteichefin Andrea
Nahles. Mit hohem Tempo und
unkonventionellen Ideen wir-
belte er die Außenpolitik
durcheinander.
Niels Annen (44): Sein Name
fällt am Freitag immer wieder.

Der Hamburger Bundestagsab-
geordnete war 3 Jahre Vorsit-
zender der Jusos und ist seit
2014 Sprecher der Arbeitsgrup-
pe Außenpolitik der SPD-Frak-
tion. Annen sagt, die deutsche
Außenpolitik habe an Bedeu-
tung „für unsere Sicherheit und
unser Ansehen in der Welt“ ge-
wonnen.
Katarina Barley (49): Die ehe-
malige SPD-Generalsekretärin
wurde erst 2017 Bundesfamili-
enministerin und übernahm
nach der Wahl kommissarisch
auch das Arbeitsministerium.
Sie ist keineswegs nur eine
Übergangslösung im Kabinett,
heißt es. Die ehemalige Richte-
rin und promovierte Juristin gilt
als tough und ehrgeizig. ©
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� „Ich habe von Anfang an vor
dem Schulz-Hype gewarnt.
Ich kann aber nicht aus-
schließen, dass ich mich sel-
ber davon habe beeindru-
cken lassen.“ (in der „Zeit“ auf
die Frage, welche Fehler er
bis dahin im Wahlkampf ge-
macht habe, Mai 2017)

� „Frau Merkel wird in den
letzten 10 Tagen wahrschein-
lich noch vondemeinen oder
anderen immer noch für un-
schlagbar gehalten. Aber am
25. heißt der Bundeskanzler
Martin Schulz.“ (in einem In-
terview der Sender Phoenix
und Deutschlandfunk zu sei-
nenChancen bei der Bundes-
tagswahl, August 2017)

� „Mit dem heutigen Abend
endet zugleich unsere Zu-
sammenarbeit mit der CDU
und der CSU in der großen
Koalition (...) Angela Merkel
hat in den vergangenen Wo-
chen ihre Präferenz für eine
Koalition aus Union, FDP
und Grünen zu erkennen ge-
geben. Zu dieser Regierung
steht die SPD in Opposition.“
(am Abend der Bundestags-
wahl, September 2017)

� „Ja, ganz klar. In eine Regie-
rung von Angela Merkel wer-
de ich nicht eintreten.“ (am
Tag nach der Bundestags-
wahl, September 2017)

� „In den Wochen nach der
Wahl haben wir ein denkbar
schlechtes Bild abgegeben.
Öffentlich wurde bei uns
mehr über Personalfragen als
über Inhalte gestritten. Das
darf uns so nie wieder passie-
ren.“

� „Wir müssen die Distanz zwi-
schen oben und unten über-
brücken. In der Gesellschaft
und in der Partei.“ (beide Zi-
tate auf dem SPD-Bundes-
parteitag in Berlin über Prob-
leme der Partei, Dezember
2017)

� „Man muss nicht um jeden
Preis regieren. Das ist richtig.
Aber man darf auch nicht um
jeden Preis nicht regieren
wollen. Das ist auch richtig. “
(beim Bonner SPD-Sonder-
parteitag zu Koalitionsver-
handlungen mit der Union,
Januar 2018) ©

SPD-Chef undKanzlerkandidat –
Ein Rückblick in Zitaten

Blick in das EU-Parlament von Straßburg. LaPresse/Reuters/VINCENT KESSLER

19. März 2017: Ein strahlender Martin Schulz wird auf einem Parteitag
mit 100 Prozent zum SPD-Chef gewählt..

9. Februar 2018: Seine Partei lässt Schulz fallen und zwingt ihn zum Ver-
zicht auf das Außenministerium. Als Parteichef tritt er ebenfalls ab.


